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SATZUNG

(3. Änderung)

zum

Bebauungsplan der Ortsgemeinde A y 1 für das Teilgebiet

BIEBELHAUSENER STRASSE — BUNDESSTRASSE“

Aufgrund der § 2 Abs. 1 und 10 des Bundesbaugesetzes (BBauG)

vom 23. 6. 1960 (BGB1. 1 5. 341) und des § 24 der Gemeindeord—

nung für Rheinland—Pfalz (GemO) vom 14. 12. 1973 (Gvß1. 5. 98)

hat der Ortsgemeinderat Ayl am folgende Satzung be

schlossen, die nach Genehmigung durch die Kreisverwaltung Trier—

Saarburg vom ‚ Az.: -
erlassen wird..

§1

(1) Der Bebauungsplan Biebe1hausener Straße - Bundesstraße‘,

rechtsverbindlich ab 17. 7. 1971, trifft zur Fahrbahn— und Bür—

gersteigbreite in der Biebelhausener Straße (K 131) und der

Bundesstraße (8 51) keine Festsetzungen.

(2) Mit dieser Ergänzungssatzung sind die fehlenden Festetzun—

gen nachzuholen.

§2

(1) Die Fahrbahnbreite der Biebelhausener Straße (K 131) wird

im Geltungsbereich des L3ebauungsplanes auf 5,00 rn festgesetzt.

(2) Der beiderseitige Bürgersteig in der Biebelhausener Straße

(K 131) wird im Geltungsbereich des Bebauungsplanes auf je

weils 1,50 m festgesetzt.

§3

(1) Die Fahrhahnbreite der Bundesstraße (B 51) wird im Geltungs

bereich des Bebauungsplanes ‘ausgenommen der 2. Änderung‘) mit

6,50 m festgesetzt.

(2) Die Bürgersteige in der Bundesstraße (B 51) sind, soweit sie

innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes liegen, so

auszuweisen, wie sie in der Örtlichkeit ausgewiesen sind, min

destens jedoch 1,85 m.

Der Bebauungsplan wird gemäß § 12 BBauG am Tage nach der Be—

kanntrnachung am rechtsverbindlich.

Ayl, den

Ortsgemeinde A y 1

— Ortsbürgermeister —



B EG RUND UNG

zum

Bebauungsplan der Ortsgemeinde A y 1 für das Teilgebiet

1tBlEBELHJUSEN STRASSE - BUNDESSTRASSE

(3. Änderung)

Erst im Rahmen der Baulandumlegung des vorgenannten Baugebie—

tes hat sich herausgestellt, flaß der rechtskräftige Bebauungs

plan keine Festsetzungen für die Fahrbahn— und Bürgersteigbrei—

te in der 13 51 und iC 131 trifft. Dies war ein Mangel in dem

rechtsverbindlichen Bebauungsplan, der durch eine Ergänzungs—

satzung nachzuholen ist.

Der Entwurf der Satzung hatte bereits in der Zeit vorn

26. 11. 1973 bis einschlieBlich 27. 12. 1973 öffentliche ausge—

legen. Während der Offenlegung hat das Straßenbauamt Anregungen

und Bedenken vorgebracht, die berücksichtigt werden mugten. Aus

diesen Anregungen und Bedenken resultiert auch die 2. Anderungs—

satzung zu dem Bebauungsplan.

Die 3. Ändcrungssatzung kann erst von dem Ortsgerneinderat als

Satzung beschlossen werden, wenn die Anregungen und Bedenken

des Stral3enbauarntos ausgeräumt sind.

Ayl, den

Ortsgemeinde A y 1

— Ortsbürgermeister —
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